Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/968 


Sachgebiet 75 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Springorum, Dr. Burgbadier, Russe, 
Vogel, Höcherl und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Energiepolitik 


Wir fragen die Bundesregierung in Ergänzung der Kleinen An- 
frage betr. Energiepolitik - Drucksache VI/700 - und der Beant- 
wortung - Drucksache VI/810 - vom 21. Mai 1970: 

Der Bundesbeauftragte für den Steinkohlenbergbau hat die 
Steinkohlenförderung der Bundesrepublik Deutschland für 1970 
in seiner Absatzvorschau vom November 1969 mit 114,5 Mio t 
angegeben. Nach Pressemeldungen rechnet der Bundesbeauf- 
tragte für den Steinkohlenbergbau mit Fehlmengen. 

1. In welchem Umfang wird die deutsche Steinkohlenförderung 
im Jahre 1970 voraussichtlich hinter der Vorausschätzung 
des Bundesbeauftragten für den Steinkohlenbergbau Zurück- 
bleiben? 

2. Auf welche Ursachen ist das Zurückbleiben der Steinkohlen- 
förderung hinter der Vorausschätzung zurückzuführen? 

3. Läßt die besondere Mitbestimmungsregelung bei der Ruhr- 
kohle AG positive Auswirkungen auf die Eindämmung der 
Arbeitskräfteabwanderung, die Verminderung der Fehl- 
zeiten der Beschäftigten und die Produktivitätsentwicklung 
im Vergleich zu anderen Bergwerksgesellschaften erkennen? 

4. Glaubt die Bundesregierung, daß nach überwinden der 
„Anlaufschwierigkeiten bei der Neuordnung des Ruhrberg- 
baus" das Produktivitätswachstum im Steinkohlenbergbau 
wieder die unmittelbar vor der Neuordnung besonders 
hohen Wachstumsraten der Jahre 1967 und 1968 erreichen 
wird? 
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5. Kennt die Bundesregierung die erwarteten Kosteneinspa- 
rungen durch die Ausnutzung der spezifischen Rationali- 
sierungs-Chancen (Konzentration auf die ertragsstärksten 
Anlagen) des neugeordneten Ruhrbergbaus? 

Wenn ja, wie hoch sind sie? 

In welchem Zeitraum können sie nach Meinung der Bundes- 
regierung erzielt werden? 

6. Der Präsident des Beratenden Ausschusses, van Berk, hat 
den erwarteten Kapazitätsabbau in den anderen Ländern 
der Gemeinschaft bis 1975 auf 23,5 Millionen t beziffert. 
Hält die Bundesregierung unter diesen Umständen bei Ab- 
wägung aller möglichen Konzentrationsvorteile Zechenstill- 
legungen entsprechend den Äußerungen aus dem Bundes- 
wirtschaftsministerium im Hinblick auf die europäische Ver- 
sorgungssicherheit überhaupt für vertretbar? 

7. Nach der Pressemitteilung des Bundeswirtschaftsministe- 
riums vom 1. Juni 1970 beruht die Konzeption für das Pro- 
blem der Versorgungssicherheit u. a. auf einer „Politik der 
stärkeren Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften". 

Auf der anderen Seite sollen die Vertreter der Bundesregie- 
rung im Ausschuß der Ständigen Vertreter des Ministerrates 
die Rahmenvorschläge der Kommission, die dieses Ziel ver- 
folgen, als zu weitgehend und für die Bundesregierung in 
dieser Form als nicht annehmbar bezeichnet haben. Sollte 
die Bundesregierung, wenn sie Verantwortung fordert, nicht 
auch Rechte zugestehen? 


Bonn, den 18. Juni 1970 


Springorum 
Dr. Burgbacher 
Russe 
Vogel 
Höcherl 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 



